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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der ii. Interpariamentarischen Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege, 

in der Zeit vom 31. Januar bis 6. Februar 1975 fand die II. Inter- 
parlamentarische Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa in Belgrad statt. An der Konferenz, die wie ihre Vor- 
gängerin in Helsinki vom 26. bis 31. Januar 1973 von der Inter- 
parlamentarischen Union ausgerichtet wurde, nahmen Parla- 
mentarier aus 27 europäischen Staaten sowie USA und Kanada 
teil. Eine griechische Delegation wurde als Ehrengast der jugo- 
slawischen IPU-Gruppe begrüßt. Der Bundestag war durch eine 
aus sieben Mitgliedern bestehende Delegation vertreten. 

Während einer ausgedehnten Plenardebatte kamen an den bei- 
den ersten Tagen der Konferenz die gegensätzlichen Stand- 
punkte zur Sprache, Die Vertreter der Ostblockstaaten legten 
großen Wert auf schnellsten Abschluß der Genfer Konferenz, 
um zur Gipfelkonferenz zu kommen. Sie wollten gerne bis zum 
8. Mai 1975 mit der Genfer Konferenz fertig sein, um den Tag 
des Sieges mit dem Abschluß der Genfer Konferenz zusammen- 
zubringen. Die anderen Delegationen legten mehr Wert auf ein 
gutes Ergebnis der Genfer Konferenz, auch wenn die Verhand- 
lungen noch etwas mehr Zeit in Anspruch nehmen würden. Die 
Genfer Konferenz ist noch mitten in den Gesprächen über ver- 
trauensbildende Maßnahmen auf dem Gebiet der Sicherheit, 
über verbesserten Austausch von Informationen und Kontakten 
sowie über die Überwindung von gesperrten Grenzen. Der 
offene Personenverkehr ist eine Voraussetzung für Völkerver- 
ständigung und gegenseitiges Vertrauen. 

Nach einer sehr ausführlichen Diskussion in einer Sonder- 
arbeitsgruppe verständigte man sich darauf, diese Konferenz 
nicht zu institutionalisieren, sondern weiterhin die IPU zu be- 
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auftragen, die Entwicklung nach der Genfer Schlußabstimmung 
und Gipfelkonferenz zu verfolgen und eine neue europäische 
Konferenz zu einer Zeit einzuberufen, in der schon Erfahrungen 
über die Einhaltung der Vereinbarungen besprochen werden 
können. 

Die Konferenz bildete drei Ausschüsse: für Sicherheit, wirt- 
schaftliche Beziehungen und Information, ferner eine Arbeits- 
gruppe für die zukünftige Tätigkeit auf dem KSZE-Gebiet. Diese 
Gremien erarbeiteten in angespannter dreitägiger Diskussion 
auf der Grundlage der auf allen Seiten vorhandenen Kompro- 
mißbereitschaft — die die Atmosphäre der Konferenz be- 
stimmte — die beigefügten Schlußempfehlungen. 

Die Vollkonferenz nahm diese Texte am 6. Februar 1975 ein- 
stimmig an. 

Ich erlaube mir als Leiter der deutschen Delegation, Ihnen die 
Schlußempfehlungen zur Kenntnis zu geben. 


Mit kollegialen Grüßen 

Kurt Mattick 
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li. Interparlamentarische Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa 

Belgrad, 31. Januar bis 6. Februar 1975 

Förderung der Zusammenarbeit, Sicherheit und Entspannung in Europa 
und Beitrag zu Frieden und Wohlstand in der Welt im Sinne der 
Richtiinien der abschiießenden Verlautbarung der Interparlamentarischen 


Konferenz von Helsinki und der KSZE 


Von der Arbeitsgruppe angenommener Entwurf 
einer Präambel 

Die Konferenz 

bekräftigt die in der am 31. Januar 1973 in Hel- 
sinki angenommenen abschließenden Verlautbarung 
der 1. Interparlamentarischen Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa enthaltenden 
Grundsätze und Empfehlungen, deren Ergebnisse 
den Prozeß der Entspannung und Zusammenarbeit in 
Europa * günstig beeinflußt haben, 

ist sich der Bemühungen bewußt, die seither von 
den Teilnehmergruppen und ihren jeweiligen Re- 
gierungen zur Beseitigung der Spannungen, zur Fe- 
stigung von Frieden und Sicherheit in Europa sowie 
zur Verbesserung der politischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und menschlichen Beziehungen zwischen 
den betroffenen Staaten unternommen wurden und 
somit zu Frieden und Wohlstand in der Welt bei- 
getragen haben, und ist davon überzeugt, daß diese 
Bemühungen mit Nachdruck fortgesetzt werden soll- 
ten? 

ist davon überzeugt, daß insbesondere der Her- 
stellung einer besseren gegenseitigen Verständigung 
zwischen den Parlamentariern eine besondere Be- 
deutung zukommt und hebt dabei die bei den Inter- 
parlamentarischen Konferenzen über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa im Rahmen der Inter- 
parlamentarischen Union gemachten nützlichen Er- 
fahrungen hervor? 

* In diesem Text ist unter „Europa“ zu verstehen, daß 
auch die Vereinigten Staaten und Kanada zu den Teil- 
nehmerstaaten gezählt werden. 


verweist darauf, daß die Völker dadurch, daß sie 
in diesem Jahr den 30. Jahrestag des Endes des 
Zweiten Weltkrieges begehen, ihren Willen be- 
kräftigen, jedes Risiko neuer derartiger Verheerun- 
gen auszuschließen? 

begrüßt die im Laufe des zweiten Abschnitts der 
zwischenstaatlichen Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) in Genf bisher 
erzielten positiven Ergebnisse? 

1. bittet die bei der KSZE vertretenen Regierungen, 
das in ihren Kräften Stehende zu tun, um die 
Konferenz zu einem erfolgreichen raschen Ab- 
schluß auf möglichst hoher Ebene zu bringen, 
und bittet die Parlamente der europäischen Län- 
der, der Vereinigten Staaten und Kanadas als 

Vertreter der Völker dieser Länder, zu diesem 
Ziel im Rahmen aller ihrer Möglichkeiten bei- 
zutragen? 

2. ersucht nachdrücklich die an der gegenwärtigen 
Konferenz teilnehmenden nationalen Gruppen: 

a) alle geeigneten Vorkehrungen zur Verwirk- 
lichung der in dieser abschließenden Verlaut- 
barung enthaltenen Empfehlungen zu treffen? 

b) in ihren jeweiligen Parlamenten Schritte ein- 
zuleiten oder zu unterstützen, die auf die Ver- 
wirklichung der Schlußfolgerungen der KSZE 
abzielen, und für deren rasche und wirksame 
Ausführung zu sorgen? 

c) über die in Anwendung der Unterabsätze a) 
und b) getroffenen Maßnahmen Bericht zu 
erstatten. 
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Sicherheit 

(Punkt 5 a der Tagesordnung) 


Von Aussdiuß I angenommener Entschließungsent- 
wurf 

Die Konferenz 

ist sich zutiefst der Tatsache bewußt, daß Ent- 
spannung, Zusammenarbeit und Sicherheit in Euro- 
pa ein Eckstein des Friedens und Wohlstands in 
aller Welt sind; 

wünscht, daß die Entspannung in Europa sich zu 
einem allgemeinen weltweiten Prozeß umwandelt, 
der unter gleichberechtigter Beteiligung aller be- 
troffenen Länder zu einer friedlichen Regelung der 
internationalen Probleme führen sollte; 

verweist auf die Notwendigkeit, die unternom- 
menen Bemühungen fortzusetzen, um der KSZE die 
Erstellung möglichst vollständiger Unterlagen zu 
ermöglichen, die für die bilaterale und multilaterale 
Zusammenarbeit zwischen allen Teilnehmerstaaten 
eine solide Grundlage und weitreichende Aussich- 
ten bieten; 

1. ersucht nachdrücklich die Parlamente, die Ent- 
wicklung von internationalen Beziehungen in 
Europa im Einklang mit den in der Erklärung 
der Außenminister vom 7. Juli 1973 in Helsinki 
befürworteten zehn Prinzipien sowie den Ziel- 
setzungen und Grundsätzen der Vereinten Na- 
tionen zu fördern; diese Prinzipien sind von 
gleicher Bedeutung und sollten von allen Län- 
dern vorbehaltlos ungeachtet des jeweiligen so- 
zialen Systems angewandt werden, wobei jedes 
einzelne in Zusammenhang mit den übrigen ge- 
sehen werden sollte: 

— souveräne Gleichheit, Achtung der der Sou- 
veränität innewohnenden Rechte; 

— Verzicht auf die Androhung oder Anwen- 
dung von Gewalt; 

— Unverletzbarkeit der Grenzen; 

— territoriale Integrität der Staaten; 

— friedliche Regelung von Streitfällen; 

— Nichteinmischung in die inneren Angelegen- 
heiten; 

— Achtung der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten, einschließlich der Gedanken-, Ge- 
wissens-, Religions- und Überzeugungsfrei- 
heit; 

— Gleichberechtigung und Selbstbestimmung 
aller Völker; 

— zwischenstaatliche Zusammenarbeit; 

— Erfüllung der völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen nach besten Kräften; 


2. begrüßt die unlängst in den biliateralen und 
multilateralen Abrüstungsgesprächen erzielten 
Fortschritte und stellt fest, daß die im Hinblick 
auf weitere konkrete Abrüstungsmaßnahmen 
unternommenen Bemühungen zur Verstärkung 
von Frieden und Sicherheit in Europa beitragen 
werden; 

3. fordert die Parlamente und Regierungen aller 
an der KSZE teilnehmenden Länder auf, die Be- 
mühungen auf dem Gebiet der Verminderung 
der Truppen und Rüstung in Europa zu ver- 
stärken und sich dafür einzusetzen, daß sich die 
KSZE in Genf über Grundsätze einigt, die zum 
Schutz der Interessen aller europäischer Staaten 
im Sicherheitsbereich geeignet sind; 

4. fordert die Regierungen der Teilnehmerstaaten 
an den Wiener Gesprächen über die beidersei- 
tige Verminderung von Rüstungen und Streit- 
kräften und die entsprechenden Begleitmaßnah- 
men in Mitteleuropa auf, sich so bald wie mög- 
lich über diese Verminderung zu einigen, um 
das Klima des gegenseitigen Vertrauens zu ver- 
bessern; 

5. fordert die Regierungen auf, ihre Bemühungen 
zur Einstellung des Wettrüstens zu verstärken, 
Maßnahmen zur Abrüstung und insbesondere 
zur nuklearen Abrüstung zu ergreifen, die Ent- 
wicklung einer möglichst umfassenden interna- 
tionalen Zusammenarbeit im Bereich der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie zu fördern und 
sich für die baldestmögliche Einberufung einer 
Weltabrüstungskonferenz mit der Aufgabe der 
Erarbeitung eines universellen Aktionspro- 
gramms zur allgemeinen und vollständigen Ab- 
rüstung unter strikter internationaler Kontrolle 
einzusetzen, sowie die entsprechende Ent- 
schließung der 61. Interparlamentarischen Kon- 
ferenz zu berücksichtigen; 

6. fordert die Teilnehmer an der KSZE auf, sich 
über genaue Richtlinien hinsichtlich der vorheri- 
gen Bekanntgabe größerer Militärmanöver in 
Europa zu verständigen und die in der in Hel- 
sinki angenommenen abschließenden Verlaut- 
barungen aufgeführten zusätzlichen vertrauens- 
fördernden Maßnahmen eingehend zu prüfen; 

7. ersucht nachdrücklich die Regierungen aller eu- 
ropäischen Staaten, sich für die Erarbeitung 
einer umfassenden Studie über die Frage der 
kernwaffenfreien Zonen in all ihren Aspekten 
entsprechend der Entschließung 3261 F (XXIX) 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
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vom 9. Dezember 1974 einzusetzen und sich 
aktiv daran zu beteiligen; 

8. verweist auf die große Bedeutung der Festigung 
von Frieden und Sicherheit auf dem europä- 
ischen Kontinent für den Weltfrieden, insbe- 
sondere in den an Europa angrenzenden Ge- 
bieten, einschließlich des Mittelmeerraums, und 
unterstützt die Beseitigung von Krisenherden 
in der unmittelbaren Nachbarschaft Europas, 
wobei sie sich des engen Wechselverhältnisses 
zwischen der Sicherheit in Europa und der 
Sicherheit im Mittelmeerraum bewußt ist; 

9, fordert die Fortsetzung der Bemühungen auf 
nationaler wie internationaler Ebene zur Be- 
kämpfung des internationalen Terrorismus und 
zur Gewährleistung der Verfolgung und Be- 
strafung der Schuldigen; 

10. ersucht die Parlamente und Regierungen aller 
an der KSZE teilnehmenden Staaten, zur Ver- 
wirklichung des Rechts nationaler Minderhei- 
ten auf freie und gleichberechtigte Entwicklung 
beizutragen, so daß diese bei der Erweiterung 
der Zusammenarbeit zwischen benachbarten 
Staaten eine wichtige Rolle spielen können; 


11. ersucht die Regierungen im Hinblick auf die 
Förderung der wirksamen Anwendung dieser 
Grundsätze, im Anschluß an die Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und 
entsprechend den dabei getroffenen Entschei- 
dungen ihre Bemühungen zur Erarbeitung neu- 
er Methoden und eines wirksamen Systems zur 
friedlichen Regelung von Streitfällen fortzuset- 
zen; 

12. unterstützt die Entscheidungen der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
die zu günstigen Bedingungen für die Entwick- 
lung einer breit angelegten zwischenstaatlichen 
Zusammenarbeit in allen Bereichen ungeachtet 
des jeweiligen sozialen Systems beitragen. In 
dem Maße, wie sich diese Zusammenarbeit ver- 
tiefen und verbessern wird, werden neue fried- 
liche Beziehungen zwischen den europäischen 
Staaten hergestellt und gefestigt, und es wer- 
den die Voraussetzungen dafür geschaffen, die 
Spaltung des Kontinents in entgegengesetze 
politische und militärische Gruppierungen zu 
überwinden und Europa zu einem Kontinent 
des dauerhaften und gesicherten Friedens zu 
machen. 
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Wirtschaftsbeziehungen 

(Punkt 5 b der Tagesordnung) 


Von Ausschuß II angenommener Entschließungs- 
entwurf 

Die Konferenz 

verweist darauf, daß die Erweiterung der wirt- 
sdiaftlidien Zusammenarbeit ein Faktor der Ent- 
spannung und internationalen Sicherheit ist; 

geht von der Tatsache aus, daß die Bedingungen 
für diese Zusammenarbeit sich in der Weise ver- 
bessern werden, wie Frieden und Sicherheit ge- 
festigt werden können und die Politik der friedlichen 
Koexistenz und der Zusammenarbeit zwischen 
Staaten mit unterschiedlichen Wirtschaftssystemen 
sich als zunehmend effizienter erweist; 

begrüßt die bereits im Laufe des zweiten Ab- 
schnitts der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa bei der Abfassung der Schluß- 
empfehlungen betreffend die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit erzielten beträchtlichen Fortschritte, 
die den Beweis dafür liefern, daß es möglich ist, auf 
einer multilateralen Basis Empfehlungen zu verein- 
baren, mit dem Ziel, bestehende Tatsachen höher 
zu bewerten und neue gegenseitige vorteilhafte 
Möglichkeiten zu nutzen; 

stellt mit Genugtuung fest, daß die bereits be- 
stehenden konkreten Empfehlungen auf eine Ver- 
tiefung und Erweiterung der Zusammenarbeit in den 
Bereichen des Handels, der Industrie, der Wissen- 
schaft, der Technik und des Umweltschutzes sowie 
auf anderen Gebieten ausgerichtet sind, um im In- 
teresse aller die günstigsten Bedingungen zur Er- 
weiterung des Umfangs und der Formen der Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen Staaten mit unter- 
schiedlichen Wirtschaftssystemen zu schaffen; 

unterstreicht die Bedeutung der Herstellung von 
Beziehungen auf der Grundlage der uneingeschränk- 
ten Gleichberechtigung aller Nationen und der Ach- 
tung des Rechts jedes Volkes, über seine Boden- 
schätze allein zu verfügen und über ihre Verwen- 
dung souverän zu bestimmen; 

verweist auf die in den genannten Bereichen be- 
reits von bestehenden internationalen Organisatio- 
nen geleistete Arbeit und respektiert die bestehen- 
den bilateralen und multilateralen Verpflichtungen; 

lädt die Parlamente und Regierungen ein; 

a) auf die Entwicklung einer auf Gleichheit und 
Interessengemeinschaft gründenden gegenseiti- 
gen Zusammenarbeit zum Nutzen aller Staaten 
Europas hinzuwirken und dabei die Hindernisse 
im Wege dieser Zusammenarbeit zu beseitigen; 


* In diesem Text ist unter „Europa" zu verstehen, daß 
auch die Vereinigten Staaten und Kanada zu den Teil- 
nehmerstaaten gezählt werden. 


b) die von den europäischen Staaten gemeinsam 
zur Lösung bedeutender Wirtschaftsprobleme, 
denen sich Europa und die übrige Welt bei den 
Rohstoffen, der Landwirtschaft und der Nah- 
rungsmittelversorgung gegenübersehen, zur 
Schaffung neuer gerechterer und rationellerer 
Wirtschaftsbeziehungen in der Welt sowie zu 
einer umfassenden langfristigen Zusammenarbeit 
und zur Verwirklichung bilateraler und multila- 
teraler Projekte auf der Grundlage des Aus- 
gleichs unternommenen Bemühungen zu ver- 
stärken; 

c) die Verhandlungen über die Schaffung eines 
stabilen internationalen Währungssystems ent- 
sprechend den bei der Sitzung des Interparla- 
mentarischen Rates in Genf im Herbst 1973 ge- 
troffenen Beschlüssen fortzusetzen; 

d) Maßnahmen zur strikten Energieeinsparung zu 
fördern und sich an der Suche nach neuen wirt- 
schaftlich nutzbaren Energiequellen, insbeson- 
dere durch Erschließung unversiegbarer und sau- 
berer Quellen wie Wasserkraft, Wind, Sonnen- 
energie und ähnlicher Energiequellen zu beteili- 
gen; 

e) eine breit angelegte wissenschaftliche und tech- 
nische Zusammenarbeit auf europäischer Ebene 
in die Wege zu leiten und Maßnahmen zur prak- 
tischen Anwendung der Forschungsergebnisse zu 
ergreifen insbesondere im Hinblick auf 

— eine verbesserte Zusammenarbeit im Patent- 
wesen, 

— eine Vereinheitlichung der Normen, 

— eine Erweiterung der Zusammenarbeit zwi- 
schen Wisenschaftlern und Forschungsinsti- 
tuten; 

f) zwischen den Teilnehmerstaaten entsprechend 
ihrem Potential und ihren Möglichkeiten einen 
Informationsaustausch sowie andere Maßnahmen 
in Zusammenhang mit den Bemühungen zur Ein- 
dämmung der Inflation und zur Senkung der Ar- 
beitslosigkeit herzustellen und zu erweitern, da 
ohne ein dauerhafteres und stabileres Wirt- 
schaftswachstum in den europäischen Ländern 
und ohne Erweiterung ihrer wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit die Ziele der Entspannung nicht 
erreicht werden können; 

g) eine globale Zusammenarbeit mit den Entwick- 
lungsländern der Grundlage der Gleichberechti- 
gung, der Gerechtigkeit und des gegenseitigen 
Nutzens zu fördern und insbesondere Mittel und 
Wege zur Lösung des Nahrungsmittelproblems 
in diesen Ländern zu erkunden; 

h) die Wirtschaftsentwicklung der weniger ent- 
wickelten europäischen Länder und Gebiete, in 
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denen es überschüssige Rohstoffe oder Arbeits- 
kräfte gibt, zu fördern, und die Bedingungen für 
die Wanderarbeiter und insbesondere die Sai- 
sonarbeiter so zu verbessern, daß sie die gleiche 
Behandlung wie die Arbeiter das Gastlandes er- 
fahren; 

i) in der Handels-, Finanz- und Kreditpolitik Maß- 
nahmen zur Herstellung gerechterer Beziehun- 
gen, zum Abbau von Zoll- und sonstigen Schran- 
ken, zur Verbesserung des verallgemeinerten 
Präferenzsystems, zur Förderung der Zusammen- 
arbeit im industriellen, technischen und ge- 
schäftlichen Bereich sowie zur Vereinfachung der 
Übertragung von Kapital, know-how und Tech- 
nologie zu ergreifen; 

j) Konsultationen über große Infrastrukturprojekte 
im Bereich des Transportwesens als Mittel zur 
Integration und Schaffung eines gemeinsamen 
europäischen Netzes in die Wege zu leiten; 


k) bei der Zusammenarbeit zum Schutz und zur 
Verbesserung der menschlichen Umwelt die auf 
internationaler, nationaler, regionaler und kom- 
munaler Ebene eingeleiteten Initiativen und Ak- 
tionen zu unterstützen; 

l) bei der Erweiterung der gegenseitigen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit die von den internatio- 
nalen Wirtschaftsorganisationen und insbeson- 
dere vom Wirtschaftsausschuß der Vereinten 
Nationen für Europa gemachten Erfahrungen und 
gebotenen Möglichkeiten zu nutzen; 

m) unterstreicht die Rolle, die die Parlamente auf 
dem Gebiet der wirtschaftlichen zwischenstaat- 
lichen Zusammenarbeit spielen sollten und wür- 
digt in diesem Zusammenhang die Veranstaltung 
eines Kolloquiums unter der Schirmherrschaft 
der Interparlamentarischen Union im kommenden 
Mai in Bukarest zum Thema „Ein neues System 
der internationalen Wirtschaftsbeziehungen". 
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Zusammenarbeit in den Bereichen der Wissenschaft, Technologie, Erziehung und Kultur 
sowie des Austausches von Personen und Informationen 

(Punkt 5 c der Tagesordnung) 


Von Ausschuß 111 angenommener Entschließungs- 
entwurf 

Die Konferenz 

ist davon überzeugt, daß freiere menschliche Kon- 
takte, eine Lösung der humanitären Fragen, die 
Erweiterung des freien Informationsflusses ent- 
sprechend den Grundsätzen der zwischenstaatlichen 
Beziehungen, der Austausch und die Zusammenar- 
beit im Bereich der Kultur, der Wissenschaft und der 
Erziehung zur gegenseitigen Verständigung zwi- 
schen den Völkern und zur Sicherung des Friedens 
in Europa und damit in der Welt beitragen; 

hält es für besonders wichtig, im Hinblick auf 
folgende Bereiche die Zusammenarbeit und wirk- 
same Maßnahmen zu fördern; 

A. Zwischenmenschliche Kontakte 

a) Erleichterung von Begegnungen auf der Grund- 
lage der Familienbande; 

b) Förderung und Beschleunigung der Zusammen- 
führung von Familien, die dies wünschen; 

c) Erleichterung von Eheschließungen zwischen 
Bürgern aus Teilnehmerstaaten der KSZE und 
freie Wahl des Wohnsitzes für die Ehegatten und 
ihre Kinder in einem der Staaten, in dem einer 
der beiden Ehegatten seinen Wohnsitz hat; 

d) Förderung der Reisemöglichkeiten von Bürgern 
eines Staates nach oder aus anderen Staaten; 

e) Förderung des Fremdenverkehrs und der Aus- 
tauschprogramme ; 

B. Erziehung 

a) Verbesserung der Zusammenarbeit in den Be- 
reichen der Erziehung und Wissenschaft über 
verstärkte Kontakte und Vereinbarungen zwi- 
schen Universitäten und Forschungsinstituten 
und über direkte Kontakte zwischen Pädagogen 
und Wissenschaftler sowie zwischen staatlichen 
und nichtstaatlichen Organisationen; 

b) Gewährleistung eines freieren Zugangs zu Bil- 
dungs- und Wissensdiaftseinrichtungen für Stu- 
denten, Lehrkräfte und Wissenschaftlern aus 
anderen Staaten; 

c) Förderung der Stipendienvergabe an Wissen- 
schaftler, Lehrkräfte und Studenten und Förde- 
rung des Studiums von Sprachen und Kulturen; 

d) Erweiterung des Erfahrungs- und Informations- 
austausches über die Unterrichtsmethoden an 
Schulen und Universitäten, sowie in der Erwach- 


senenbildung und verstärkter Austausch von 
Lehrmaterial; 

e) Förderung des Austauschs von Lehrern und Stu- 
denten und Verknüpfung des Sprachunterrichts 
mit Lehrstoff über das kulturelle, soziale und 
wirtschaftliche Leben anderer Völker; 

f) Ergreifung von Maßnahmen zur Lösung der Pro- 
bleme der Vergleichbarkeit sowie der Anerken- 
nung der Gleichwertigkeit von wissenschaftlichen 
Graden und Diplomen und zur gegenseitigen 
Anerkennung von Zeugnissen, wissenschaftli- 
chen Graden und akademischen Titeln auf der 
Grundlage bilateraler und multilateraler zwi- 
schenstaatlicher Abkommen oder von Absprachen 
zwischen Universitäten und sonstigen höheren 
Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen; 

g) Unterstützung aller Maßnahmen, die einen Bei- 
trag zur Erziehung zur internationalen Verstän- 
digung insbesondere der jungen Menschen lei- 
sten können, und zwar in erster Linie durch 
Ausarbeitung und Anwendung von Lehrpro- 
grammen, die sich die Förderung der mensch- 
lichen Wertbegriffe, des Friedens und der inter- 
nationalen Verständigung als Ziel setzen; 

h) Förderung der Zusammenarbeit bei der Erzie- 
hung der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer 
Kinder und insbesondere Gewährleistung des 
Rechts dieser Kinder, in ihrer Muttersprache und 
über ihre Landeskultur unterrichtet zu werden; 

i) Sicherstellung von Voraussetzungen zur Unter- 
richtung von nationalen Minderheiten in ihrer 
Muttersprache und über ihre eigene Kultur, so 
daß sie zu einem wesentlichen Element der Ver- 
tiefung der Zusammenarbeit zwischen den Völ- 
kern werden können; 

G. Wissenschaft und Technologie 

a) Förderung der Zusammenarbeit bei der Aufstel- 
lung gemeinsamer Forschungsprojekte und bei 
der Erarbeitung geeigneter Abkommen zur ko- 
ordinierten Forschung; 

b) Förderung der Zusammenarbeit beim Austausch 
von Technologien und neuer technologischer 
Errungenschaften zur Beschleunigung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung der europäischen und 
der Entwicklungsländer; 

c) Zusammenarbeit bei der Schaffung eines lei- 
stungsfähigeren Dokumentations- und Informa- 
tionssystems über die Ergebnisse der wissen- 
schaftlichen und technologischen Forschung 
sowie eines europäischen wissenschaftlichen 
Informationssystems als Untersystem des Welt- 
programms UNISIST; 
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D. Kultur 

a) Förderung der gegenseitigen Kenntnis und der 
Achtung für kulturelle Veranstaltungen und 
Werke aus anderen Ländern sowie einer größe- 
ren Zugangsfreiheit zu dieseh^erken? 

b) Entwicklung und Verbesserung der Beziehungen 
zwischen staatlichen Stellen auf bilateraler und 
multilateraler Ebene unter Rückgriff auf beste- 
hende Gremien wie die UNESCO sowie zwischen 
den für Kulturfragen zuständigen nichtstaat- 
lichen Organisationen und Personen; 

c) Förderung einer größeren Verbreitung von aus- 
ländischen Veröffentlichungen und Büchern z. B. 
durch Einrichtung von Lesesälen für ausländi- 
sche Literatur mittels Vereinbarungen zwischen 
den beteiligten Regierungen; 

d) Vervielfältigung und Vereinfachung der inter- 
nationalen Kontakte zwischen den für Kultur- 
fragen zuständigen Personen; 

e) Förderung der kulturellen Zusammenarbeit durch 
einen gegenseitigen Informationsaustausch über 
kulturelle Ereignisse, durch internationale 
Kunst-, Film-, Theater- und Musikveranstaltun- 
gen, Buchmessen und -aussteilungen, Gemein- 
schaftsprojekte auf dem Gebiet des Denkmal- 
schutzes, (wobei sie als Beispiel solcher inter- 
nationaler Aktivitäten den in Amsterdam ein- 
berufenen Kongreß des „Jahres des europäischen 
architektonischen Erbes — 1975" begrüßt) sowie 
durch Koproduktion und Austausch von Filmen 
und Rundfunk- und Fernsehprogrammen; 

E. Information 

a) Verbesserte Verbreitung von Informationen 
jeder Art (mündliche und schriftliche Informa- 
tionen, Informationen durch Film, Rundfunk und 


Fernsehen) sowie verbesserter Zugang zu Infor= 
mationen mit dem Ziel der Förderung der 
internationalen Verständigung und des inter- 
nationalen Vertrauens; 

b) Verstärkte Zusammenarbeit zwischen Journa- 
listenverbänden, Zeitungen und Zeitschriften, 
Rundfunk- und Fernsehanstalten; 

c) Verbesserung der Arbeitsbedingungen für Jour- 
nalisten der Presse, des Rundfunks und des 
Fernsehens; 

d) Förderung eines verstärkten Verantwortungsge- 
fühls bei den für die Massenmedien Verant- 
wortlichen, insbesondere im Bereich des Rund- 
funks, durch Erweiterung ihrer Tätigkeiten im 
Hinblick auf die Förderung von Frieden und 
Freundschaft unter den Völkern; 


F. Menschenrechte 

a) Gewährleistung der Achtung der Grundsätze der 
Allgemeinen Menschenrechtserklärung, der 1966 
von der Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen angenommenen internationalen Verträge 
über die Menschenrechte sowie von sonstigen 
internationalen und weltweit angenommenen 
Texten betreffend die Menschenrechte, durch die 
sich die Staaten gebunden fühlen; 

b) Befürwortung der Verkündung des Internationa- 
len Jahrs der Frau (1975) in der Hoffnung, daß 
die Kontakte zwischen Frauen aus den verschie- 
denen Ländern bei der Förderung der gesetz- 
lichen und verfassungsmäßigen Rechte der 
Frauen erweitert werden, und nachdrückliche 
Bitte an die jeweiligen Parlamente, geeignete 
Schritte einzuleiten, um für die Frauen gleiche 
Rechte und die ihnen zukommenden Vorrechte 
sicherzustellen; 
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Fortsetzung der interparlamenUirischen Tätigkeit im Bereich der Zusammenarbeit 
und Sicherheit in Eurdpa 

(Punkt 5 d der Tagesordnung) 



Von der Arbeitsgruppe angenommener Entsdüie- 
ßungsentwurf 

Die Konferenz 

verweist auf die vom Interparlamentarischen Rat 
im April 1973 in Abidjan getroffene Entschließung 
betreffend die Fortsetzung der Tätigkeit der Inter- 
parlamentarischen Union im Bereich der Zusammen- 
arbeit und Sicherheit in Europaj 

1. empfiehlt den nationalen Gruppen in der Inter- 
parlamentarischen Union, den Parlamenten der 
europäischen Länder, der Vereinigten Staaten 
tind Kanada sowie den einzelnen europäisdien 
parlamentarischen Versammlungen, die gegen- 
seitigen bilateralen und multilateralen Kontakte 
und den Informations- und Meinungsaustausch 
über die Tätigkeiten im Bereich der gesamteuro- 
päischen Zusammenarbeit und der Stärkung der 
europäischen Sicherheit, einschließlich der Ver- 
anstaltung von Seminaren oder Round-Table- 
Gesprächen über spezifische Aspekte der euro- 
päischen Zusammenarbeit und Sicherheit, zu för- 
dern, und alle Maßnahmen, die dazu angetan 
sind, die gegenseitige Zusammenarbeit zu ver- 
bessern, zu prüfen, und in die Wege zu leiten; 


2. ersucht den Interparlamentarischen Rat: 

a) bei den zweimal jährlich stattfindenden Ta- 
gungen der Interparlamentarischen Union die 
notwendige Zeit miteinzuplanen, um es den 
Gruppen der europäischen Länder, der Ver- 
einigten Staaten und Kanadas zu ermöglichen, 
sich zu konsultieren und insbesondere die 
bei der Ausführung der Schlußfolgerungen 
der KSZE sowie der Empfehlungen der Inter- 
parlamentarischen Konferenzen von Helsinki 
und Belgrad erzielten Fortschritte zu bewer- 
ten? 

b) und gegebenenfalls, nach einem angemessenen 
Zeitraum, einen vorläufigen Ad-hoc-Ausschuß 
zur Prüfung der Frage der Zusammenarbeit 
und Sicherheit in Europa einzusetzen? 

3. ist der Auffassung, daß die betroffenen Gruppen 
alsdann die Zweckmäßigkeit einer an den Rat 
gerichteten Empfehlung zur Einberufung einer 
weiteren europäischen Konferenz auf einer Ad- 
hoc-Basis prüfen sollten, um die Ergebnisse der 
KSZE zu festigen, wobei vorher natürlich eine 
genaue und für ein weiteres wirksames parla- 
mentarisches Vorgehen geeignete Tagesordnung 
vereinbart werden sollte. 



